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Abschnitt 1 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Finanzierung kommunaler Aufgaben 

(1) In Erfüllung der Pflichten aus Artikel 73 der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpom-

mern trifft dieses Gesetz grundsätzliche Regelungen über die Ausstattung der Kommunen mit 

den für ihre Aufgabenwahrnehmung erforderlichen Mitteln und den zwischengemeindlichen 

Finanzausgleich. 

(2) Die Sicherung der Leistungsfähigkeit der steuerschwachen Gemeinden und Landkreise 

und der Ausgleich unterschiedlicher finanzieller Belastungen erfolgt vorrangig durch Zuwei-

sungen nach diesem Gesetz. Mit ihnen sind alle Lasten abgegolten. 



 
 

 

(3) Die Gemeinden, Ämter und Landkreise tragen alle Aufwendungen und Auszahlungen, die 

durch die Wahrnehmung ihrer eigenen sowie der ihnen übertragenen Aufgaben entstehen, 

soweit nicht durch Gesetz etwas anderes bestimmt ist. 

(4) Zur Deckung ihrer Aufwendungen und Auszahlungen stehen den Gemeinden, Ämtern und 

Landkreisen die ihnen durch Bundes- und Landesgesetze zugeteilten Steuern und sonstigen 

öffentlichen Abgaben sowie die Erträge und Einzahlungen zu, die bei der Wahrnehmung ihrer 

eigenen sowie der ihnen übertragenen Aufgaben entstehen, soweit nicht durch Gesetz etwas 

anderes bestimmt ist. 

(5) Soweit die Landräte Aufgaben als untere staatliche Verwaltungsbehörde und die Oberbür-

germeister Aufgaben als untere Landesbehörde wahrnehmen, gelten die Absätze 3 und 4 ent-

sprechend. 

(6) Die Absätze 3 und 4 gelten auch, wenn die Aufwendungen und Auszahlungen sowie Er-

träge und Einzahlungen im Zusammenhang mit der Ausführung von Weisungen der Fachauf-

sichtsbehörden und der Rechtsaufsichtsbehörde entstehen. 

(7) In Ergänzung ihrer Erträge und Einzahlungen nach Absatz 4 erhalten die Gemeinden, Äm-

ter und Landkreise vom Land 

1. Ausgleichsleistungen in Anwendung des Konnexitätsgrundsatzes gemäß Artikel 72 Ab-

satz 3 der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern in Verbindung mit § 4 Ab-

satz 2 und 3, § 91 Absatz 2 und 3 der Kommunalverfassung innerhalb und außerhalb des 

Finanzausgleichsgesetzes nach Maßgabe dieses Gesetzes (§ 2), 

2. Finanzausgleichsleistungen nach Maßgabe dieses Gesetzes und 

3. Zuweisungen und projektbezogene Fördermittel außerhalb des kommunalen Finanzaus-

gleichs aufgrund besonderer Gesetze und nach Maßgabe des Haushaltsplans. 

Die Finanzausgleichsleistungen nach Satz 1 Nummer 2 werden vorrangig in Form allgemeiner 

Finanzzuweisungen als Beitrag zur Deckung des allgemeinen Finanzbedarfs der Gemeinden 

und Landkreise bereitgestellt. Zur Abdeckung besonderer Bedarfe können Finanzzuweisun-

gen auch in Form von Zweckzuweisungen verteilt werden. Das Land kann ferner Zuwendun-

gen durch Darlehen außerhalb des Finanzausgleichs leisten. 

(8) Das Land leitet Zuweisungen des Bundes in dem Umfang an die Gemeinden und Land-

kreise weiter, der ihrer Leistungsbeteiligung an der Erfüllung der Aufgaben oder an der Belas-

tung mit Auszahlungen entspricht, soweit nicht Vorschriften des Bundes etwas anderes 

bestimmen. 

§ 2 

Ausgleichsleistungen in Anwendung des Konnexitätsgrundsatzes 

(1) Finanzielle Ausgleichsleistungen nach § 1 Absatz 7 Satz 1 Nummer 1 sowie deren Auftei-

lung werden grundsätzlich im Rahmen des jeweiligen Rechtsetzungsverfahrens bestimmt, mit 

dem kommunale Körperschaften zur Erfüllung bestimmter öffentlicher Aufgaben verpflichtet 



 
 

 

werden sollen. Soweit die Art der Aufgabe und die hierfür erforderlichen Ausgleichsleistungen 

keine abweichende Verteilung und Auszahlung bedingen, sollen die Aufteilung und Auszah-

lung in entsprechender Anwendung der Vorschriften dieses Gesetzes erfolgen. 

(2) Die Ausgleichsleistungen nach Absatz 1 werden unabhängig von den Finanzausgleichs-

leistungen mit Beginn der wirksamen Aufgabenübertragung berechnet und ab dem sich an-

schließenden Haushaltsjahr zur Verfügung gestellt, soweit aus haushaltsrechtlichen Gründen 

oder aufgrund einer nicht zeitgleich mit der Aufgabenübertragung berechneten Ausgleichsleis-

tung nicht das darauf folgende Haushaltsjahr in Betracht kommt. 

§ 3 

Beiträge der Gemeinden, Ämter und Landkreise an das Land 

(1) Das Land fordert angemessene Beiträge von einzelnen Gemeinden, Ämtern und Landkrei-

sen nur, soweit es diese im gegenseitigen Einvernehmen durch die Unterhaltung einzelner 

Einrichtungen in finanziell wesentlichem Umfang von Aufgaben entlastet, die nach gesetzlicher 

Vorschrift von ihnen zu erfüllen sein würden. Bestehende vertragliche Regelungen zwischen 

dem Land und den einzelnen Gemeinden, Ämtern und Landkreisen bleiben unberührt. 

(2) Das Land fordert von den Gemeinden und Landkreisen keine Beiträge zu Verwaltungskos-

ten. 

§ 4 

Zuweisungen und Beiträge der Gemeinden an den Landkreis 

§ 1 Absatz 7 Satz 2 und Absatz 8 sowie § 3 Absatz 2 gelten sinngemäß für Zuweisungen und 

Beiträge im Verhältnis der Landkreise zu den kreisangehörigen Gemeinden. § 3 Absatz 2 gilt 

im Verhältnis der Landkreise zu den kreisangehörigen Gemeinden auch für Zuweisungen des 

Landes, soweit Vorschriften des Landes nichts anderes bestimmen. 

Abschnitt 2 

Finanzausgleich zwischen Land und Kommunen 

§ 5 

Allgemeiner Steuerverbund 

Das Land Mecklenburg-Vorpommern stellt den Gemeinden und Landkreisen zur Wahrneh-

mung ihrer Aufgaben von seinen Anteilen aus den Gemeinschaftssteuern (Einkommensteuer, 

Körperschaftsteuer und Umsatzsteuer), seinem Aufkommen aus den Landessteuern, dem 

Aufkommen aus dem Landesanteil der Gewerbesteuerumlage und der Gewerbesteuer in ge-

meindefreien Gebieten, den Zuweisungen an das Land aus dem bundesstaatlichen Finanz-

ausgleich einschließlich der Bundesergänzungszuweisungen sowie den Einnahmen des 

Landes nach dem Gesetz zur Regelung der finanziellen Kompensation zugunsten der Länder 

infolge der Übertragung der Ertragshoheit der Kraftfahrzeugsteuer auf den Bund Finanzzuwei-

sungen zur Verfügung. Deren Höhe wird nach Maßgabe der §§ 6 bis 8 bestimmt. 



 
 

 

§ 6 

Beteiligungsquote 

(1) An der Summe der Einzahlungen der Gemeinden und Landkreise aus eigenen Steuern 

(Grundsteuern und Gewerbesteuern abzüglich Gewerbesteuerumlage, Gemeindeanteile an 

der Einkommen- und der Umsatzsteuer sowie andere Steuern) sowie den nach Abzugsbeträ-

gen nach § 8 verbleibenden, dem allgemeinen Steuerverbund nach § 5 unterliegenden Ein-

nahmen des Landes sind die Gemeinden und Landkreise bis auf Weiteres in Höhe von 

34,163 Prozent und das Land in Höhe von 65,837 Prozent zu beteiligen. 

(2) Im Abstand von zwei Jahren, erstmalig für das Jahr 2022, ist unter Berücksichtigung des 

Gleichmäßigkeitsgrundsatzes (§ 7) zu überprüfen, ob aufgrund von Veränderungen im Aufga-

benbestand oder aufgrund der Entwicklung der Ausgaben und Auszahlungen im Verhältnis 

zwischen dem Land sowie den Gemeinden und Landkreisen die Finanzverteilung nach Ab-

satz 1 anzupassen ist. Die Prüfung findet im Beirat nach § 34 auf Grundlage eines gemeinsam 

vom Innen- und vom Finanzministerium zu erstellenden Prüfungsberichts zur Entwicklung des 

Aufgabenbestandes und den hierfür verwendeten finanziellen Mitteln statt. Dabei werden die 

jährlichen Netto-Ausgaben und Netto-Auszahlungen sowie weitere vom Beirat festzulegende 

Finanzkennziffern der vergangenen Periode untersucht. Eine Prognose ist nicht anzustellen. 

§ 7 

Gleichmäßigkeitsgrundsatz 

Die Summe der Einzahlungen der Gemeinden und Landkreise aus eigenen Steuern und den 

Zuweisungen aus dem kommunalen Finanzausgleich soll sich gleichmäßig zu den dem Land 

verbleibenden Einnahmen aus Steuern, Zuweisungen aus dem bundesstaatlichen Finanzaus-

gleich einschließlich der Bundesergänzungszuweisungen, abzüglich der den Gemeinden und 

Landkreisen nach diesem Gesetz zufließenden Finanzausgleichsleistungen entwickeln 

(Gleichmäßigkeitsgrundsatz). 

§ 8 

Abzugsbeträge, Verordnungsermächtigung 

Bei den Einnahmen des Landes nach § 6 Absatz 1 bleiben unberücksichtigt: 

1. die Einnahmen aus der Feuerschutzsteuer, 

2. die Einnahmen aus der Umsatzsteuer zur Finanzierung von Betriebsausgaben für die Kin-

dertagesförderung in Höhe von 16 148 000 Euro, 

3. die Umsatzsteuermehreinnahmen zur Weiterentwicklung der Qualität und zur Teilhabe in 

der Kindertagesbetreuung in Höhe von 18 780 000 Euro im Jahr 2020 und 

37 693 000 Euro in den Jahren 2021 und 2022, 

4. die Einnahmen aus der Umsatzsteuer vom Bund für flüchtlingsbedingte Kosten (Pauscha-

len für Asylbewerber und abgelehnte Asylbewerber, unbegleitete minderjährige Flüchtlinge 

sowie für flüchtlingsbezogene Zwecke) in Höhe von 29 300 000 Euro im Jahr 2020 und 

25 500 000 Euro im Jahr 2021, 



 
 

 

5. ein Betrag in Höhe von 85,2 Prozent der dem Land zufließenden Bundesergänzungszu-

weisungen nach § 11 Absatz 3 des Finanzausgleichsgesetzes, 

6. Grunderwerbsteuereinnahmen in Höhe von 30 000 000 Euro. 

Ergeben sich aufgrund bundesgesetzlicher Regelungen bei Satz 1 Nummer 4 zusätzliche oder 

geänderte Beträge sind diese spätestens in der endgültigen Abrechnung für das Jahr der Zah-

lung zu berücksichtigen. Die Bewirtschaftung der kommunalen Anteile an der Pauschale für 

flüchtlingsbezogene Zwecke in Höhe von 3 440 000 Euro für das Jahr 2020 und in Höhe von 

2 457 000 Euro für das Jahr 2021 erfolgt durch das für Kommunales zuständige Ministerium; 

dieses kann das Nähere durch Rechtsverordnung regeln. Soweit dieses Gesetz keine Vertei-

lungsregelung trifft, regelt das fachlich zuständige Ministerium die Verteilung der Mittel nach 

Satz 1. 

§ 9 

Familienleistungsausgleich 

In den Finanzzuweisungen des Landes nach § 5 ist die Beteiligung der Gemeinden in Höhe 

von 26,09 Prozent an den jährlichen Einnahmen des Landes aus dem erhöhten Länderanteil 

an der Umsatzsteuer zum Ausgleich der Steuerausfälle aufgrund der Neuordnung des Fami-

lienleistungsausgleichs (Ausgleichszuweisung) enthalten. Wird bei der Berechnung der Aus-

gleichszuweisungen die für die Beteiligung der Gemeinden maßgebliche Quote von 

26,09 Prozent unterschritten, so wird der Differenzbetrag gesondert als Aufstockungsbetrag 

aus dem Landeshaushalt bereitgestellt. 

§ 10 

Zusätzliche Leistungen des Landes, Mittelübertragungen, Verordnungsermächtigung 

(1) Das Land stellt den Kommunen zum Ausgleich der seit dem 1. Januar 2014 zu berücksich-

tigenden Kostensteigerungen bei der Wahrnehmung der Aufgaben des übertragenen Wir-

kungskreises und der unteren staatlichen Verwaltungsbehörden zusätzliche Zuweisungen in 

Höhe von 27 200 000 Euro im Jahr 2020 sowie jährlich 18 450 000 Euro ab dem Jahr 2021 

bis zur nächsten Überprüfung der Kosten zur Verfügung. 

(2) Die dem Land und den Kommunen zufließenden Umsatzsteuermehreinnahmen aus dem 

Fünf-Milliarden-Euro-Paket des Bundes nach dem Gesetz zur Beteiligung des Bundes an den 

Kosten der Integration und zur weiteren Entlastung von Ländern und Kommunen werden dau-

erhaft, soweit sie nach § 6 Absatz 1 dem Land zustehen, in entsprechendem Umfang einem 

Kommunalen Entschuldungsfonds Mecklenburg-Vorpommern zugeführt. Eine endgültige Be-

rechnung der Zuführung erfolgt auf der Basis der für das jeweilige Jahr durch Rechtsverord-

nung des Bundesministeriums der Finanzen endgültig festgestellten Anteile der Gemeinden 

und der Länder an der Umsatzsteuer. Der Unterschiedsbetrag zwischen den vorläufigen und 

endgültigen Zuführungen an den Kommunalen Entschuldungsfonds Mecklenburg-Vorpom-

mern ist spätestens mit der Zuführung der Mittel seitens des Landes an den Fonds des über-

nächsten Haushaltsjahres zu verrechnen. Im Jahr 2020 wird den kommunalen Trägern gemäß 



 
 

 

§ 1 Absatz 1 des Landesausführungsgesetzes SGB II durch das für Soziales zuständige Mi-

nisterium ein Teilbetrag der Landesmittel nach Satz 1 in Höhe von 8 765 000 Euro gemäß § 11 

Absatz 3 Nummer 1 des Landesausführungsgesetzes SGB II belastungsorientiert zugewie-

sen. In den Jahren 2021 und 2022 gilt Satz 4 entsprechend; für die Ermittlung des Aus-

gleichsbetrages ist der auf das Land entfallende jeweilige Erhöhungsbetrag des Gemeindean-

teils an der Umsatzsteuer aus dem Fünf-Milliarden-Euro-Paket des Vorjahres gegenüber der 

ursprünglich vereinbarten Verteilung maßgebend.  

(3) In den Jahren 2020 bis 2022 stellt das Land den Kommunen jährlich 40 000 000 Euro zur 

Aufstockung der Zuweisungen für Infrastruktur zur Verfügung. 

(4) Von den Finanzausgleichsleistungen des Landes erhalten die Träger der Theater und Or-

chester 35 800 000 Euro. Die Bewirtschaftung der Mittel erfolgt durch das für Kultur zustän-

dige Ministerium. Dieses kann das Nähere durch Rechtsverordnung regeln. 

(5) Von den Finanzausgleichsleistungen des Landes erhalten die Kommunen 27 300 000 Euro 

für Straßenbau und öffentlichen Personennahverkehr. Die Bewirtschaftung der Mittel erfolgt 

durch das für Infrastruktur zuständige Ministerium. Dieses kann das Nähere durch Rechtsver-

ordnung regeln. 

§ 11 

Berechnung der Finanzausgleichsleistungen 

(1) Die nach den §§ 5 bis 9 und 10 Absatz 2 bereitzustellenden Finanzausgleichsleistungen 

des Landes werden nach den Ansätzen im Landeshaushaltsplan und den geschätzten Steu-

ereinnahmen der Gemeinden vorläufig errechnet und im Landeshaushaltsplan festgesetzt. 

Eine Verringerung der Bezugsansätze im Rahmen von Nachtragshaushaltsplänen wird für den 

Finanzausgleich des laufenden Jahres nicht berücksichtigt. 

(2) Nach Ablauf des Haushaltsjahres werden die Finanzausgleichsleistungen des Landes end-

gültig berechnet. Bei der endgültigen Berechnung der Finanzausgleichsleistungen auf der Ba-

sis der tatsächlichen Einnahmen und Einzahlungen ist die Finanzverteilung nach § 6 Absatz 1 

zu Grunde zu legen, die für das Jahr galt, für welches die Abrechnung erfolgt. Über die Ab-

rechnung ist der Beirat nach § 34 frühzeitig zu informieren. 

(3) Sind die endgültigen Zuweisungen zugunsten der Kommunen höher als die vorläufigen, 

wird der Differenzbetrag im Jahr der Abrechnung fällig. Fällige Abrechnungsbeträge werden 

ab dem Jahr 2022 vollständig dem Kommunalen Ausgleichsfonds Mecklenburg-Vorpommern 

zugeführt, soweit dieser den Höchstbestand nach § 3 Absatz 1 Satz 2 Kommunales Ausgleich-

fondsgesetz Mecklenburg-Vorpommern noch nicht erreicht hat. Nicht an den Kommunalen 

Ausgleichsfonds Mecklenburg-Vorpommern abzuführende Beträge stärken im darauf folgen-

den Jahr die Schlüsselzuweisungen nach § 14 Absatz 1 Nummer 2. 



 
 

 

(4) Sind die endgültigen Zuweisungen zu Lasten der Kommunen niedriger als die vorläufigen, 

wird der Differenzbetrag im darauf folgenden Jahr fällig und zugunsten des Landes der Fi-

nanzausgleichsmasse entnommen. Es können Entnahmen gemäß § 4 Kommunales Aus-

gleichsfondsgesetz Mecklenburg-Vorpommern erfolgen.  

(5) Abweichend von Absatz 2 hat die tatsächliche Entwicklung der Einnahmen und Einzahlun-

gen in den Jahren 2020 und 2021 für einen Teilbetrag der Finanzausgleichsleistungen in Höhe 

von 67 000 000 Euro keine Auswirkungen. Abweichend von den Absätzen 3 und 4 wird die 

Summe der Abrechnungsbeträge für die Jahre 2015 bis 2018 für Zuweisungen nach § 24 ver-

wendet. 

§ 12 

Sanktionsleistungen 

(1) Sanktionszahlungen, die das Land in Erfüllung seiner Verpflichtung gemäß Artikel 109 Ab-

satz 5 Satz 2 Halbsatz 1 des Grundgesetzes (Länderanteil nach der Einwohnerzahl) leisten 

muss, werden dem Land spätestens im übernächsten Haushaltsjahr nach ihrer Fälligkeit ent-

sprechend dem kommunalen Anteil gemäß § 6 Absatz 1 an der im Gleichmäßigkeitsgrundsatz 

zu berücksichtigenden gesamten Finanzmasse aus Mitteln der Finanzausgleichsmasse er-

stattet. Ist das übernächste Haushaltsjahr das zweite Haushaltsjahr eines zweijährigen Haus-

haltes, ist die Erstattung spätestens in dem dem übernächsten Jahr folgenden Jahr 

vorzunehmen. 

(2) Sanktionszahlungen, die das Land in Erfüllung seiner Verpflichtung gemäß Artikel 109 Ab-

satz 5 Satz 2 Halbsatz 2 des Grundgesetzes (Verursachungsbeitrag) leisten muss, werden 

dem Land entsprechend dem Anteil der Kommunen am Verursachungsbeitrag gemäß § 2 Ab-

satz 2 des Sanktionszahlungs-Aufteilungsgesetzes vom 5. September 2006 (BGBl. I S. 2098, 

2104), das durch Artikel 3 des Gesetzes vom 15. Juli 2013 (BGBl. I S. 2398, 2399) geändert 

worden ist, spätestens im übernächsten Haushaltsjahr nach ihrer Fälligkeit aus Mitteln der 

Finanzausgleichsmasse erstattet. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

Abschnitt 3 

Finanzausgleichsmasse 

§ 13 

Finanzausgleichsmasse 

Die seitens des Landes nach Abschnitt 2 zur Verfügung gestellten Finanzausgleichsleistun-

gen, ausgenommen der nach § 10 Absatz 4 und 5, und das Aufkommen aus der Finanzaus-

gleichsumlage nach § 29 Absatz 2 Satz 3 bilden die Finanzausgleichsmasse. 

§ 14 

Verwendung der Finanzausgleichsmasse, Verordnungsermächtigung 

(1) Die Finanzausgleichsmasse wird verwendet 

1. für Vorwegabzüge für 



 
 

 

a) den Ausgleich der Wahrnehmung der Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises 

und der unteren staatlichen Verwaltungsbehörde nach § 22 in Höhe von 

234 200 000 Euro im Jahr 2020 und 225 450 000 Euro ab dem Jahr 2021, 

b) Zuweisungen für Infrastruktur nach § 23 in den Jahren 2020 bis 2022 in Höhe von 

150 000 000 Euro sowie ab dem Jahr 2023 in Höhe von 6,5 Prozent der Finanzaus-

gleichsmasse mindestens jedoch 100 000 000 Euro, 

c) Zuweisungen für kreisangehörige zentrale Orte nach § 24 in Höhe von jeweils 

15 000 000 Euro in den Jahren 2020 bis 2021, 

d) Sonderbedarfszuweisungen in Höhe von 15 000 000 Euro und Sonderzuweisungen in 

Höhe von 15 000 000 Euro nach § 25, 

e) Zuweisungen an den Kommunalen Aufbaufonds Mecklenburg-Vorpommern nach § 28 

in Höhe von 7 000 000 Euro sowie 

f) Zuweisungen an den Kommunalen Entschuldungsfonds Mecklenburg-Vorpommern 

nach § 26 in Höhe von 50 000 000 Euro und 

2. im Übrigen für Schlüsselzuweisungen nach § 15. 

(2) Soweit einzelne Ansätze nach Absatz 1 nicht vollständig für Zuweisungen benötigt werden, 

werden sie ab dem Jahr 2022 dem Kommunalen Ausgleichsfonds Mecklenburg-Vorpommern 

zugeführt. Das Nähere regelt das für Kommunales zuständige Ministerium im Benehmen mit 

dem für Finanzen zuständigen Ministerium durch Rechtsverordnung. 

Abschnitt 4 

Schlüsselzuweisungen 

§ 15 

Gesamtschlüsselmasse 

(1) Die Mittel nach § 14 Absatz 1 Nummer 2 (Gesamtschlüsselmasse) abzüglich des Familien-

leistungsausgleichs nach § 9 sowie abzüglich des Aufkommens aus der Finanzausgleichsum-

lage nach § 29 Absatz 2 Satz 3 stehen 

1. für Gemeindeaufgaben in Höhe von 58,43 Prozent und 

2. für Kreisaufgaben in Höhe von 41,57 Prozent 

zur Verfügung. 

(2) Die Teilschlüsselmasse für Gemeindeaufgaben nach Absatz 1 Nummer 1 erhöht sich um 

den Familienleistungsausgleich nach § 9 und um das Aufkommen aus der Finanzausgleichs-

umlage nach § 29 Absatz 2 Satz 3. 

(3) Mit der Gesamtschlüsselmasse können Zahlungen, die das Land zugunsten der Kommu-

nen leistet, verrechnet werden, soweit entweder eine Ermächtigung durch Gesetz oder durch 

Verordnung der Landesregierung oder eine Zustimmung der kommunalen Landesverbände 

vorliegt. 



 
 

 

(4) Von den Schlüsselzuweisungen können bis zu vier Prozent für investive Zwecke verwendet 

werden. Dieser Teil der Zuweisungen wird dann als Kapitalzuschuss gewährt. 

§ 16 

Berechnung der Schlüsselzuweisungen für Gemeindeaufgaben 

(1) Eine kreisfreie Stadt oder eine kreisangehörige Gemeinde erhält Schlüsselzuweisungen 

für Gemeindeaufgaben, wenn ihre Bedarfsmesszahl ihre Steuerkraftmesszahl übersteigt. 

(2) Die Bedarfsmesszahl für Gemeindeaufgaben, mit der der durchschnittliche Finanzbedarf 

für die Erfüllung von Gemeindeaufgaben ausgedrückt wird, errechnet sich durch Vervielfälti-

gung des Bedarfsansatzes nach § 17 mit einem für die kreisfreien Städte und kreisangehöri-

gen Gemeinden einheitlichen Grundbetrag. 

(3) Der Grundbetrag ist ein durch rechnerische Näherung bestimmter Wert, der so festgesetzt 

wird, dass die zur Verfügung stehende Teilschlüsselmasse für Gemeindeaufgaben nach § 15 

Absatz 2 soweit wie rechnerisch möglich aufgebraucht wird. 

(4) Die Steuerkraftmesszahlen der kreisfreien Städte und kreisangehörigen Gemeinden wer-

den zur Berechnung der Schlüsselzuweisungen aus der Summe ihrer Steuerkraftzahlen nach 

§ 18 gebildet. 

(5) Die Schlüsselzuweisungen betragen 60 Prozent des Unterschiedsbetrages zwischen Be-

darfsmesszahl und Steuerkraftmesszahl (Ausgleichsquote), beide Zahlen in Euro ausge-

drückt. 

(6) Erreicht bei einer kreisfreien Stadt oder einer kreisangehörigen Gemeinde die Finanzkraft 

(Absatz 7) je Einwohner nicht 90 Prozent der durchschnittlichen Finanzkraft aller Gemeinden 

je Einwohner, so wird die Differenz zu 90 Prozent durch zusätzliche Schlüsselzuweisungen 

ausgeglichen (relative Mindestfinanzausstattung). Die Finanzierung dieser für die relative Min-

destfinanzausstattung erforderlichen Zuweisungsmittel erfolgt jeweils aus den nach § 15 Ab-

satz 2 für Gemeindeaufgaben zur Verfügung stehenden Mitteln. 

(7) Die Finanzkraft einer Gemeinde ergibt sich aus der Summe der Schlüsselzuweisung und 

der Steuerkraftmesszahl abzüglich der Finanzausgleichsumlage (§ 29). Die durchschnittliche 

Finanzkraft aller Gemeinden je Einwohner wird ermittelt, indem die Summe der Schlüsselzu-

weisungen und der Steuerkraftmesszahlen abzüglich der Finanzausgleichsumlage aller Ge-

meinden durch die Einwohnerzahl aller Gemeinden geteilt wird. 

§ 17 

Bedarfsansatz für Gemeindeaufgaben 

(1) Der Bedarfsansatz für Gemeindeaufgaben wird durch Addition des Hauptansatzes und der 

Nebenansätze ermittelt. 

(2) Der Hauptansatz ergibt sich aus der Einwohnerzahl einer Gemeinde. 

(3) Folgende zusätzliche Nebenansätze werden berücksichtigt: 



 
 

 

1. Ansatz für Kinder, 

2. Ansatz für Demografie, 

3. Ansatz für übergemeindliche Aufgaben der zentralen Orte. 

(4) Der Nebenansatz für Kinder wird berechnet, indem das Produkt aus der Anzahl der Kinder 

bis zum vollendeten 18. Lebensjahr und dem Faktor 1,22 gebildet wird. 

(5) Der Nebenansatz für Demografie einer nicht zentralörtlichen Gemeinde, mit dem der über-

durchschnittliche Bevölkerungsrückgang über 10 Jahre Berücksichtigung findet, beruht auf ei-

ner Vergleichsberechnung der 

1. nach Absatz 2 zu berücksichtigende Einwohnerzahl mit 

2. der Einwohnerzahl, die 10 Jahre vor dem nach Absatz 2 maßgeblichen Jahr festgestellt 

wurde. 

Ist die Entwicklung der Einwohnerzahl im Betrachtungszeitraum negativ, wird diese der Ent-

wicklung der Einwohnerzahl aller Gemeinden des Landes Mecklenburg-Vorpommern im Ver-

gleichszeitraum gegenübergestellt. Soweit der Einwohnerverlust einer Gemeinde größer als 

im Durchschnitt aller Gemeinden des Landes ist, wird der den Durchschnitt übersteigende Teil 

des Einwohnerverlusts mit dem Faktor 0,35 multipliziert. Für die Berechnung des Nebenan-

satzes für Demografie einer zentralörtlichen Gemeinde finden die Sätze 1 und 2 mit der Maß-

gabe Anwendung, dass die Einwohnerzahl aus den jeweiligen Verflechtungsbereichen der 

Grund-, Mittel- oder Oberzentren ermittelt werden. 

(6) Der Nebenansatz für übergemeindliche Aufgaben der zentralen Orte wird berechnet, indem 

die Summe aus der Einwohnerzahl des jeweiligen Verflechtungsbereichs und des Nebenan-

satzes für Demografie 

1. mit dem Faktor 0,06 für Grundzentren, 

2. mit dem Faktor 0,12 für Mittelzentren und 

3. mit dem Faktor 0,16 für Oberzentren 

multipliziert wird. 

§ 18 

Berechnung der Steuerkraftzahlen 

(1) Die Steuerkraftzahlen für die einzelnen Steuerarten werden wie folgt ermittelt: 

1. als Steuerkraftzahl der Grundsteuer von Betrieben der Land- und Forstwirtschaft (Grund-

steuer A) und auf Grundstücke (Grundsteuer B) die nach Absatz 2 zu ermittelnden Mess-

beträge vervielfältigt mit dem nach Satz 2 geltenden Nivellierungshebesatz, 

2. als Steuerkraftzahl der Gewerbesteuer die nach Absatz 2 zu ermittelnden Messbeträge, 

vervielfältigt mit dem nach Satz 2 geltenden Nivellierungshebesatz, abzüglich der Istaus-

zahlungen an Gewerbesteuerumlage des Vorvorjahres, 

3. das Istaufkommen des Gemeindeanteils an der Einkommensteuer des Vorvorjahres und 



 
 

 

4. das Istaufkommen des Gemeindeanteils an der Umsatzsteuer des Vorvorjahres. 

Für die Berechnung der Steuerkraftzahlen zu den Grundsteuern und zur Gewerbesteuer (Re-

alsteuern) werden in den Jahren 2020 bis 2023 folgende Nivellierungshebesätze zugrunde 

gelegt: 

 Grundsteuer A: 323 Prozent, 

 Grundsteuer B: 427 Prozent, 

 Gewerbesteuer: 381 Prozent. 

Soweit für die Finanzausgleichsjahre ab 2024 nichts Abweichendes geregelt wird, gelten die 

für das Jahr 2022 durch das Statistische Amt Mecklenburg-Vorpommern ermittelten durch-

schnittlichen Realsteuerhebesätze als neue Nivellierungshebesätze. Danach findet jeweils 

eine Fortschreibung der Nivellierungshebesätze auf Grundlage der ermittelten durchschnittli-

chen Realsteuerhebesätze im Abstand von vier Jahren statt. 

(2) Die Messbeträge der Realsteuern werden durch Teilung des Istaufkommens des vorver-

gangenen Haushaltsjahres durch die örtlichen Hebesätze des vorvergangenen Haushaltsjah-

res errechnet. Die Steuerkraftzahlen der Realsteuern werden auf Grundlage der nach § 3 

Absatz 2 Nummer 2 des Finanz- und Personalstatistikgesetzes in der Fassung der Bekannt-

machung vom 22. Februar 2006 (BGBl. I S. 438), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 

vom 2. März 2016 (BGBl. I S. 342, 346) geändert worden ist, zu erfolgenden Meldungen der 

Gemeinden ermittelt. 

(3) Soweit die Steuerkraftzahl einer Realsteuer negativ ist, wird der örtliche Hebesatz des Jah-

res mit dem zuletzt positiven Steueraufkommen der jeweiligen Steuerart zu Grunde gelegt. Bei 

einem örtlichen Hebesatz von „Null“ werden der nach Absatz 1 Satz 2 bis 4 geltende Nivellie-

rungshebesatz sowie der landesdurchschnittliche gewogene Messbetrag pro Einwohner aller 

kreisangehörigen Gemeinden in Ansatz gebracht. 

(4) Werden nach einem öffentlich-rechtlichen Vertrag zwischen Gemeinden Regelungen über 

die Aufteilung von Grundsteueraufkommen oder Gewerbesteueraufkommen getroffen, so kön-

nen diese bei der Ermittlung der Steuerkraftzahlen für das betreffende Jahr auf Antrag berück-

sichtigt werden, wenn der öffentlich-rechtliche Vertrag mindestens für die Dauer von fünf 

Jahren geschlossen sowie eine Auseinandersetzungsregelung für Fälle der Steuerrückzah-

lung getroffen worden ist. Bei der Berechnung der Steuerkraftzahl einer Gemeinde wird das 

nach diesem Absatz aufgeteilte Aufkommen mit dem Realsteuerhebesatz berücksichtigt, der 

für die tatsächlich hebeberechtigte Gemeinde zu berücksichtigen ist. Das Nähere kann das für 

Kommunales zuständige Ministerium durch Verwaltungsvorschrift regeln. 

(5) Soweit sich bei Gebietsänderungen (Gemeindezusammenschlüsse und Eingemeindun-

gen) die Realsteuerhebesätze der bisherigen Gemeinden unterscheiden, ist der Berechnung 

der Steuerkraftzahlen der gewogene durchschnittliche Hebesatz der zusammengeschlosse-

nen Gemeinde zu Grunde zu legen. Gleiches gilt, wenn nach Gebietsänderungen für einen 

Übergangszeitraum unterschiedliche Hebesätze in einem Gemeindegebiet angewandt wer-

den. 



 
 

 

§ 19 

Berechnung der Schlüsselzuweisungen für Kreisaufgaben 

(1) Eine kreisfreie Stadt oder ein Landkreis erhält Schlüsselzuweisungen für Kreisaufgaben, 

wenn die Bedarfsmesszahl die Umlagekraftmesszahl übersteigt. 

(2) Die Bedarfsmesszahlen für Kreisaufgaben werden durch Vervielfältigung des Bedarfsan-

satzes nach § 20 mit einem für die Landkreise und kreisfreien Städte einheitlichen Grundbe-

trag ermittelt. 

(3) Der Grundbetrag ist ein durch rechnerische Näherung bestimmter Wert, der so festgesetzt 

wird, dass die zur Verfügung stehende Teilschlüsselmasse für Kreisaufgaben nach § 15 Ab-

satz 1 Nummer 2 soweit wie rechnerisch möglich aufgebraucht wird. 

(4) Die Umlagekraftmesszahlen der Landkreise und kreisfreien Städte werden ermittelt, indem 

die jeweilige Summe der Schlüsselzuweisungen nach § 16 Absatz 5 und 6 und der Steuer-

kraftzahlen nach § 18 mit dem gewogenen landesdurchschnittlichen Kreisumlagesatz des Vor-

vorjahres multipliziert wird. Der landesdurchschnittlich gewogene Kreisumlagesatz ist ein auf 

sieben Nachkommastellen gerundeter Prozentsatz, der sich aus der Division der Summe des 

Kreisumlageaufkommens aller Kreise des vorvergangenen Jahres durch die Summe der Um-

lagegrundlagen aller Kreise (§ 30 Absatz 2 Satz 3) des vorvergangenen Jahres ergibt. 

(5) Die Schlüsselzuweisungen betragen 60 Prozent des Unterschiedsbetrages zwischen Be-

darfsmesszahl und Umlagekraftmesszahl (Ausgleichsquote), beide Zahlen in Euro ausge-

drückt. 

§ 20 

Bedarfsansatz für Kreisaufgaben 

(1) Die Bedarfsansätze für Kreisaufgaben ergeben sich aus der Addition der Einwohnerzahl 

des Landkreises oder der kreisfreien Stadt und dem Soziallastenansatz nach Absatz 2. 

(2) Zur Berechnung des Soziallastenansatzes des Landkreises oder der kreisfreien Stadt wird 

die durchschnittliche Anzahl von Bedarfsgemeinschaften, die Grundsicherung für Arbeitssu-

chende nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch im jeweiligen Vorvorjahr erhielten, mit dem 

Faktor 5,7 multipliziert. 

§ 21 

Überprüfungen der horizontalen Verteilung 

(1) Die Höhe der Mindestfinanzausstattung nach § 16 Absatz 6 wird im Jahr 2021 mit Wirkung 

ab dem Jahr 2022 überprüft. Die Notwendigkeit und die Höhe der investiven Bindung der 

Schlüsselzuweisungen nach § 15 Absatz 4 wird im Jahr 2023 mit Wirkung ab dem Jahr 2024 

überprüft. 

(2) Die Aufteilung der Gesamtschlüsselmasse auf Gemeinde- und Kreisaufgaben nach § 15 

sowie die Nebenansätze nach § 17 Absatz 3 bis 6 für Gemeindeaufgaben und § 20 Absatz 2 



 
 

 

für Kreisaufgaben sollen erstmals vier Jahre nach Inkrafttreten dieser Vorschrift durch fi-

nanzwissenschaftliche Analyse überprüft werden, soweit nicht außerordentliche Entwicklun-

gen eine vorgezogene Überprüfung erfordern. Gegenstand der Überprüfung können weitere 

Bestandteile des Ausgleichssystems wie die Höhe der Ausgleichsgrade nach den § 16 Ab-

satz 5 und § 19 Absatz 5 oder der Mindestfinanzausstattung nach § 16 Absatz 6 sein. 

Abschnitt 5 

Ausgleich für übertragene Aufgaben und Infrastruktur 

§ 22 

Zuweisungen für die Wahrnehmung der Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises 

und der unteren staatlichen Verwaltungsbehörde 

(1) In Höhe der nach § 14 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a bereitgestellten Mittel erhalten 

Gemeinden, Ämter und Landkreise Zuweisungen für die Erfüllung der Aufgaben des übertra-

genen Wirkungskreises und der unteren staatlichen Verwaltungsbehörde, die vor Inkrafttreten 

von Artikel 72 Absatz 3 der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern in der Fassung 

vom 4. April 2000 (GVOBl. M-V S. 158) übertragen wurden. 

(2) Von den nach § 14 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a bereitgestellten Mitteln erhalten 

1. die Ämter und amtsfreien Gemeinden ohne die großen kreisangehörigen Städte im Jahr 

2020 48 900 000 Euro und ab dem Jahr 2021 47 050 000 Euro, 

2. die großen kreisangehörigen Städte im Jahr 2020 16 000 000 Euro und ab dem Jahr 2021 

15 400 000 Euro, 

3. die kreisfreien Städte im Jahr 2020 37 000 000 Euro und ab dem Jahr 2021 

35 600 000 Euro, 

4. die Landkreise im Jahr 2020 107 400 000 Euro und ab dem Jahr 2021 103 400 000 Euro 

und 

5. die Träger von Katasterämtern im Jahr 2020 24 900 000 Euro und ab dem Jahr 2021 

24 000 000 Euro. 

Die Verteilung der Zuweisungen nach Satz 1 Nummern 1 bis 3 erfolgt jeweils im Verhältnis der 

Einwohnerzahlen. Von den Zuweisungen nach Satz 1 Nummer 4 erhält jeder Landkreis 

1 500 000 Euro als Grundbetrag, die verbleibenden Mittel werden im Verhältnis ihrer Einwoh-

nerzahlen unter Berücksichtigung eines Dünnbesiedelungsfaktors in Höhe von 0,66 Prozent 

je unterdurchschnittlichem Einwohner je Quadratkilometer verteilt. Die Zuweisungen nach 

Satz 1 Nummer 5 werden zu gleichen Teilen unter Berücksichtigung der Einwohnerzahl, der 

Gesamtfläche und der Anzahl der Flurstücke des Katasterbezirkes jährlich festgesetzt. 

(3) Im Abstand von mindestens vier Jahren ist zu überprüfen, ob aufgrund von Veränderungen 

im Aufgabenbestand eine Anpassung des Ausgleichs für übertragene Aufgaben und seiner 

Verteilung notwendig ist. Die Prüfung findet im Beirat nach § 34 auf Basis eines vom für Kom-

munales zuständigen Ministerium zu erstellenden Prüfungsberichts statt. 



 
 

 

(4) Die Zuweisungen für die Jahre 2018 bis 2021 werden nochmals unabhängig überprüft. 

Soweit das Ergebnis der Überprüfung die Höhe der Zuweisungen nicht rechtfertigt, werden 

Überzahlungen zu Lasten positiver Abrechnungsbeträge nach § 11 Absatz 3 und des Kommu-

nalen Ausgleichsfonds Mecklenburg-Vorpommern sowie Nachzahlungen zu Lasten des Lan-

deshaushalts ausgeglichen. Das Überprüfungsergebnis findet ebenso Berücksichtigung bei 

der nächsten Überprüfung nach Absatz 3. 

§ 23 

Zuweisungen für Infrastruktur 

(1) In Höhe der nach § 14 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b bereitgestellten Mittel erhalten 

Gemeinden und Landkreise allgemeine Zuweisungen ausschließlich für Investitionen und In-

vestitionsförderungsmaßnahmen sowie Instandhaltungsmaßnahmen insbesondere in den Be-

reichen Schulen, Kindertageseinrichtungen, Straßen, öffentlicher Personennahverkehr, 

Sportanlagen, Feuerwehr und Brandschutz, kommunaler Wohnungsbau sowie Digitalisierung 

und Breitband. Die Zuweisungen werden als Kapitalzuschüsse gewährt. 

(2) Von den Mitteln nach Absatz 1 stehen für 

1. Gemeinden 65 Prozent und 

2. Landkreise 35 Prozent 

zur Verfügung. 

(3) Von den nach Absatz 2 Nummer 1 für Gemeinden vorgesehenen Mitteln wird in den Jahren 

2020 bis 2022 ein Teilbetrag von 32 500 000 Euro vorab nach den Anteilsverhältnissen der 

Einwohnerzahlen verteilt. Die verbleibenden Mittel werden zu 50 Prozent nach der Einwoh-

nerzahl und zu 50 Prozent nach der Finanzkraft verteilt. Die finanzkraftabhängige Zuweisung 

erhalten Gemeinden, deren Finanzkraft je Einwohner 115 Prozent der durchschnittlichen Fi-

nanzkraft je Einwohner nicht erreicht. Die Höhe der finanzkraftabhängigen Zuweisung einer 

Gemeinde wird ermittelt, indem zunächst die Differenz der Finanzkraft der Gemeinde je Ein-

wohner zu dem auf 115 Prozent erhöhten durchschnittlichen Wert der Finanzkraft aller Ge-

meinden je Einwohner gebildet wird. Das absolute Ergebnis wird mit der Einwohnerzahl der 

Gemeinde multipliziert. Das so ermittelte Produkt wird durch die Summe der mit gleichem Re-

chenweg ermittelten Produkte aller Gemeinden, deren Finanzkraft unter 115 Prozent liegt, di-

vidiert. Der sich hieraus ergebende Quotient wird mit dem für finanzkraftabhängige 

Zuweisungen zur Verfügung stehenden Betrag multipliziert. 

(4) Die nach Absatz 2 Nummer 2 für Landkreise vorgesehenen Mittel werden zu 50 Prozent 

nach den Anteilsverhältnissen der Einwohnerzahlen und zu 50 Prozent nach den Anteilsver-

hältnissen der Gebietsflächen verteilt. 



 
 

 

§ 24 

Übergangszuweisung an kreisangehörige zentrale Orte 

(1) Kreisangehörige zentrale Orte erhalten für eine Übergangszeit von fünf Jahren Zuweisun-

gen insbesondere für investive Zwecke. Von den nach § 11 Absatz 5 Satz 2 und § 14 Absatz 1 

Nummer 1 Buchstabe c hierfür insgesamt zur Verfügung stehenden Mitteln werden 

1. im Jahr 2020 36 000 000 Euro, 

2. im Jahr 2021 24 000 000 Euro, 

3. im Jahr 2022 20 000 000 Euro sowie 

4. im Jahr 2023 10 000 000 Euro ausgezahlt. 

Der verbleibende Restbetrag kommt im Jahr 2024 zur Auszahlung. 

(2) Die Höhe der jährlichen Zuweisung wird ermittelt, indem die Anzahl der Einwohner im Nah-

bereich eines kreisangehörigen zentralen Ortes durch die Gesamtzahl der Einwohner aller 

Nahbereiche von kreisangehörigen Zentralen Orten dividiert und mit dem für das Jahr zur Ver-

fügung stehenden Betrag multipliziert wird. Die Zuweisungen werden als Kapitalzuschüsse 

gewährt. 

Abschnitt 6 

Zuweisungen für besondere Bedarfe 

§ 25 

Sonderbedarfszuweisungen 

(1) Das Land stellt nach § 14 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe d jeweils 15 000 000 Euro für 

Sonderbedarfszuweisungen und für Sonderzuweisungen zur Verfügung. Die Mittel sind ge-

genseitig deckungsfähig. Die Verwendung der Mittel für Sonderzuweisungen ist in § 27 Ab-

satz 2 und 4 und für Sonderbedarfszuweisungen in den folgenden Absätzen geregelt. 

(2) Das Land kann an Gemeinden, Landkreise sowie Ämter und Zweckverbände auf Antrag 

Sonderbedarfszuweisungen für Investitionen und für nicht investive Zwecke gewähren, soweit  

1. sich die Antragsteller in einer außergewöhnlichen Lage befinden oder besondere Aufgaben 

zu erfüllen haben,  

2. diese zur Finanzierung von Vorhaben, die zu den pflichtigen Aufgaben im eigenen Wir-

kungskreis gehören, notwendig sind und 

3. diese zur Förderung von Verwaltungskooperationen oder Verwaltungsfusionen beitragen 

oder ein besonderes öffentliches Interesse vorliegt. 

Sonderbedarfszuweisungen werden Antragstellern in außergewöhnlichen Lagen im Sinne von 

Satz 1 Nummer 1, nur gewährt, soweit kein Anspruch gegenüber Dritten besteht. Besondere 

Aufgaben sind insbesondere solche, die die zentralen Orte für die Einwohner ihrer Nah-, Mittel- 

oder Oberbereiche sowie sonstige Gemeinden auch für Einwohner der Umlandgemeinden 

wahrnehmen oder bei denen ein besonderes öffentliches Interesse besteht. Zur Förderung der 



 
 

 

Zwecke nach Satz 1 können freie Kassenmittel auch zur Abdeckung besonderer vorüberge-

hender Liquiditätsbedarfe für einen befristeten Zeitraum als rückzahlbare Liquiditätshilfe zur 

Verfügung gestellt werden. 

(3) Über die Bewilligung der Sonderbedarfszuweisungen und Liquiditätshilfen entscheidet das 

für Kommunales zuständige Ministerium im Benehmen mit den zuständigen Fachministerien. 

Ein Rechtsanspruch auf eine Zuweisung oder eine bestimmte Höhe der Zuweisung besteht 

nicht. Über Entscheidungen der Gewährung von Sonderbedarfszuweisungen und Liquiditäts-

hilfen von mehr als 250 000 Euro werden die kommunalen Landesverbände unterrichtet. 

(4) Das für Kommunales zuständige Ministerium unterrichtet den nach § 34 eingerichteten 

Beirat jährlich über die Verwendung der nach § 14 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe d 

bereitgestellten Mittel. 

§ 26 

Kommunaler Entschuldungsfonds Mecklenburg-Vorpommern,  

Verordnungsermächtigung 

(1) Das Land hat unter dem Namen „Kommunaler Entschuldungsfonds Mecklenburg-Vorpom-

mern“ ein rechtlich unselbstständiges Sondervermögen mit dem Ziel errichtet, die Kommunen 

bei der Rückführung eines negativen Saldos der laufenden Ein- und Auszahlungen gemäß 

§ 45 Absatz 2 in Verbindung mit § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 39 der Gemeindehaushaltsver-

ordnung-Doppik und der Rückführung von Krediten, die Altverbindlichkeiten im Sinne von § 3 

des Altschuldenhilfe-Gesetzes darstellen, zu unterstützen. Die Bewirtschaftung des Sonder-

vermögens obliegt dem für Kommunales zuständigen Ministerium. Es erstellt im Benehmen 

mit dem für Finanzen zuständigen Ministerium für jedes Haushaltsjahr einen Wirtschaftsplan 

und eine Jahresrechnung für das Sondervermögen. Die Vorschriften der Landeshaushaltsord-

nung Mecklenburg-Vorpommern gelten entsprechend. 

(2) Dem Kommunalen Entschuldungsfonds Mecklenburg-Vorpommern werden die Mittel ge-

mäß § 14 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe f zugeführt. 

(3) Die Mittel nach Absatz 2 stehen zur Verfügung für: 

1. Konsolidierungs- und Ergänzungszuweisungen nach § 27 in Höhe von 25 000 000 Euro, 

2. die Unterstützung von Gemeinden bei der Rückführung von Krediten, die Altverbindlich-

keiten im Sinne von § 3 des Altschuldenhilfe-Gesetzes darstellen, in Höhe von 

25 000 000 Euro. 

Satz 1 Nummer 2 gilt auch für Gemeinden, die ihren Wohnungsunternehmen finanzielle Mittel 

mit dem Ziel gewähren, Altverbindlichkeiten im Sinne von § 3 des Altschuldenhilfe-Gesetzes 

zu tilgen. Die Mittel nach Satz 1 sind gegenseitig deckungsfähig. 

(4) Die für die Gewährung von Zuweisungen für Altverbindlichkeiten nach Absatz 3 Satz 1 

Nummer 2 und Satz 2 einschließlich der Erarbeitung und der Feststellung der hierfür notwen-

digen Entscheidungsgrundlagen in den Jahren 2018 bis 2020 erforderlichen Mittel für Perso-

nal- und Sachkosten des Landes werden hälftig vom Land und von den Kommunen getragen. 



 
 

 

Der kommunale Anteil wird in den Jahren 2018 bis 2020 zulasten der Mittel nach Absatz 3 zur 

Verfügung gestellt und ist auf insgesamt 230 000 Euro begrenzt. Ab dem Jahr 2021 werden 

die erforderlichen Personal- und Sachkosten für die Gewährung der Zuweisungen für Altver-

bindlichkeiten vollständig aus den Mitteln nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 finanziert. 

(5) Einzelheiten zur Bewirtschaftung des Sondervermögens sowie zu den Voraussetzungen 

und zum Verfahren für die Gewährung der Zuweisungen einschließlich der Festsetzung von 

Ausschlussfristen kann das für Kommunales zuständige Ministerium durch Rechtsverordnung 

regeln. 

(6) Der Beirat nach § 34 ist mindestens einmal jährlich über die Verwendung der Mittel und die 

Bewirtschaftung des Fonds zu informieren. 

§ 27 

Hilfen zum Erreichen des Haushaltsausgleichs, Sonderzuweisungen 

(1) Weist eine Gemeinde oder ein Landkreis im Haushaltsvorjahr einen positiven jahresbezo-

genen Saldo der laufenden Ein- und Auszahlungen in der Finanzrechnung aus und besteht 

zum Ende dieses Haushaltsjahres noch ein negativer Saldo der laufenden Ein- und Auszah-

lungen aus Haushaltsvorjahren, kann beim für Kommunales zuständigen Ministerium eine 

Konsolidierungszuweisung beantragt werden. Die Konsolidierungszuweisung wird in Höhe 

des erwirtschafteten jahresbezogenen positiven Saldos der laufenden Ein- und Auszahlungen 

gewährt, höchstens aber in Höhe des zum Ende des Haushaltsvorjahres noch bestehenden 

negativen Saldos der laufenden Ein- und Auszahlungen (Grundzuweisung). Die Zuweisung 

nach Satz 2 beträgt mindestens 20 Prozent des zum Ende des Haushaltsvorjahres bestehen-

den negativen Saldos der laufenden Ein- und Auszahlungen (Mindestzuweisung), wenn 

1. der Antrag von einer kreisangehörigen Gemeinde, die keine große kreisangehörige Stadt 

ist, gestellt wird und diese die Hebesätze für Realsteuern im Haushaltsvorjahr so festge-

setzt hat, dass sie mindestens 20 Hebesatzpunkte über dem gewogenen Durchschnitts-

hebesatz nach Absatz 4 Satz 4 liegen; Mindereinzahlungen bei einer Realsteuerart 

können dabei durch Mehreinzahlungen bei einer anderen Realsteuerart ausgeglichen wer-

den,  

oder 

2. der Antrag von einem Landkreis, einer kreisfreien Stadt oder einer großen kreisangehöri-

gen Stadt gestellt wird und dieser oder diese im Haushaltsvorjahr mindestens einen posi-

tiven jahresbezogenen Saldo der laufenden Ein- und Auszahlungen in Höhe von 

3 000 000 Euro oder 1,5 Prozent der laufenden Auszahlungen erreicht hat. 

Eine Konsolidierungszuweisung nach Satz 1 bis 3 kann bis zu einem Betrag von 

9 000 000 Euro gewährt werden. 

(2) Weist eine kreisangehörige Gemeinde mit Ausnahme der großen kreisangehörigen Städte 

in den drei vorangegangenen Haushaltsjahren jeweils einen jahresbezogenen negativen 

Saldo der laufenden Ein- und Auszahlungen in der Finanzrechnung aus und besteht zum Be-

ginn des Haushaltsvorvorjahres auch insgesamt ein negativer Saldo der laufenden Ein- und 



 
 

 

Auszahlungen, kann beim für Kommunales zuständigen Ministerium eine Sonderzuweisung 

beantragt werden. Diese wird in Höhe des negativen jahresbezogenen Saldos der laufenden 

Ein- und Auszahlungen im Haushaltsvorjahr gewährt. Voraussetzung für die Gewährung von 

Sonderzuweisungen ist, dass die Gemeinde 

1. die Hebesätze für Realsteuern im Haushaltsvorjahr so festgesetzt hat, dass sie mindes-

tens 20 Hebesatzpunkte über dem gewogenen Durchschnittshebesatz nach Absatz 4 

Satz 4 liegen; Mindereinzahlungen bei einer Realsteuerart können dabei durch Mehrein-

zahlungen bei einer anderen Realsteuerart ausgeglichen werden; und 

2. das beschlossene Haushaltssicherungskonzept und auf den Haushaltsausgleich gerich-

tete rechtsaufsichtliche Entscheidungen umgesetzt hat. 

Ergänzend zur Sonderzuweisung erhält die Gemeinde eine Zuweisung zur Unterstützung des 

Abbaus eines negativen Saldos der laufenden Ein- und Auszahlungen, der zu Beginn des 

Haushaltsvorjahres bestanden hat, in Höhe von 20 Prozent dieses Saldos (Ergänzungszuwei-

sung). 

(3) Beantragt eine Gemeinde oder ein Landkreis in Folgejahren erneut eine Konsolidierungs-

zuweisung oder Sonder- und Ergänzungszuweisung, richtet sich die Berechnung des Zuwei-

sungsbetrages abweichend von Absatz 1 Satz 3 für Mindestzuweisungen und Absatz 2 Satz 4 

für Ergänzungszuweisungen nach dem Saldo der laufenden Ein- und Auszahlungen, der der 

Berechnung der erstmaligen Zuweisung zu Grunde gelegen hat, sofern die Antragstellung für 

aufeinander folgende Haushaltsjahre erfolgt. Dies gilt entsprechend, wenn der Antragsteller 

Zuweisungen nach Absatz 2 erhalten hat und in Folgejahren eine Konsolidierungszuweisung 

beantragt. 

(4) Die Gewährung der Zuweisungen erfolgt im Rahmen der nach § 26 Absatz 3 Nummer 1 

für Konsolidierungs- und Ergänzungszuweisungen und nach § 25 Absatz 1 für Sonderzuwei-

sungen im Haushaltsjahr zur Verfügung stehenden Mittel und richtet sich nach der Reihenfolge 

des Eingangs der Anträge. Der Antrag auf Zuweisung nach Absatz 1 oder 2 ist der zuständigen 

Rechtsaufsichtsbehörde bis spätestens zum 1. September des Haushaltsjahres mit dem vom 

für Kommunales zuständigen Ministerium durch Verwaltungsvorschrift festgelegten Antrags-

formular vorzulegen, diese leitet den Antrag kreisangehöriger Gemeinden mit Ausnahme der 

großen kreisangehörigen Städte mit einer Stellungnahme innerhalb eines Monats an das für 

Kommunales zuständige Ministerium weiter. Dem Antrag ist als Nachweis der Salden, die der 

Gewährung der Zuweisungen nach Absatz 1 oder 2 zu Grunde liegen, die Darstellung im An-

hang gemäß § 48 Absatz 2 der Gemeindehaushaltsverordnung-Doppik für das Haushaltsvor-

jahr aus dem gemäß § 60 Absatz 4 der Kommunalverfassung aufgestellten Jahresabschluss, 

für vorangegangene Haushaltsjahre aus den gemäß § 60 Absatz 5 der Kommunalverfassung 

festgestellten Jahresabschlüssen beizufügen. Für die Bestimmung der gewogenen Durch-

schnittshebesätze sowie von Mehr- oder Mindereinzahlungen nach Absatz 1 Satz 3 Num-

mer 1, Absatz 2 Satz 3 Nummer 1 oder Absatz 6 Satz 1 Nummer 1 sind die gewogenen 

Durchschnittshebesätze der Gemeindegrößenklasse entsprechend dem Realsteuervergleich 

des Statistischen Amtes Mecklenburg-Vorpommern für das jeweilige Haushaltsvorvorjahr des 

der Berechnung zu Grunde liegenden Haushaltsjahres heranzuziehen; für die Berechnung von 



 
 

 

Mehr- und Mindereinzahlungen sind die Gewerbesteuereinzahlungen um die gezahlte Gewer-

besteuerumlage zu mindern. 

(5) Übersteigt eine Zuweisung nach Absatz 1 oder die Summe der Zuweisungen nach Ab-

satz 2 nach Feststellung des Jahresabschlusses den zum Ende des Haushaltsjahres, für das 

der Antrag auf Konsolidierungs- oder Sonderzuweisung gestellt worden ist, verbleibenden ne-

gativen Saldo der laufenden Ein- und Auszahlungen, hat die Gemeinde oder der Landkreis 

dies dem für Kommunales zuständigen Ministerium einen Monat nach Feststellung des Jah-

resabschlusses mitzuteilen und den übersteigenden Betrag innerhalb eines Monats nach er-

folgter Mitteilung zurückzuzahlen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn nach Feststellung des 

Jahresabschlusses kein negativer Saldo der laufenden Ein- und Auszahlungen besteht. Hat 

eine Gemeinde oder ein Landkreis im Haushaltsvorjahr bereits Zuweisungen nach Absatz 1 

oder 2 oder anderweitige Hilfen zum Erreichen des Haushaltsausgleichs erhalten, so sind die 

der Antragstellung zu Grunde liegenden 

1. jahresbezogenen Salden der laufenden Ein- und Auszahlungen um darin enthaltene Zu-

weisungsbeträge zu mindern, 

2. die Salden der laufenden Ein- und Auszahlungen um erhaltene Zuweisungen zu erhöhen, 

soweit diese in den Salden nicht bereits enthalten sind. 

Satz 3 gilt entsprechend für bereits gewährte oder vertraglich für das Haushaltsjahr verein-

barte andere Hilfen zum Erreichen des Haushaltsausgleichs. 

(6) Es gelten folgende Übergangsbestimmungen: 

1. bei einer Antragstellung in 2020 müssen die Hebesätze für Realsteuern der Gemeinde für 

das Haushaltsjahr 2019 abweichend von Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 Satz 3 Nummer 1 

mindestens in Höhe der gewogenen Durchschnittshebesätze nach Absatz 4 Satz 4 fest-

gesetzt worden sein; Mindereinzahlungen bei einer Realsteuerart können dabei durch 

Mehreinzahlungen bei einer anderen Realsteuerart ausgeglichen werden, 

2. verfügt die Gemeinde oder der Landkreis bei einer Antragstellung in 2020 oder 2021 noch 

über keinen nach Absatz 4 Satz 3 erforderlichen aufgestellten oder festgestellten Jahres-

abschluss für die dem Antrag zu Grunde liegenden Haushaltsjahre, kann der Antrag mit 

vorläufigen Angaben nach Absatz 4 Satz 3 gestellt werden. 

§ 28 

Kommunaler Aufbaufonds Mecklenburg-Vorpommern 

(1) Aus den Zuweisungen gemäß § 14 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe e wird unter der Be-

zeichnung „Kommunaler Aufbaufonds Mecklenburg-Vorpommern“ (nachfolgend Aufbaufonds 

genannt) ein rechtlich unselbstständiges Sondervermögen des Landes gebildet. 

(2) Der Aufbaufonds wird vom für Kommunales zuständigen Ministerium verwaltet. Zur Bera-

tung des für Kommunales zuständigen Ministeriums wird ein Beirat gebildet. Die Mitglieder 

des Beirates werden von den kommunalen Landesverbänden vorgeschlagen und durch das 



 
 

 

für Kommunales zuständige Ministerium berufen. Das für Kommunales zuständige Ministe-

rium kann die treuhänderische Verwaltung des Sondervermögens auf einen Dritten übertra-

gen. Für den Treuhänder findet § 113 der Landeshaushaltsordnung Mecklenburg-

Vorpommern entsprechend Anwendung. Der Treuhänder unterliegt der Prüfungskompetenz 

des Landesrechnungshofes nach § 91 Absatz 1 der Landeshaushaltsordnung Mecklenburg-

Vorpommern. Der Landesrechnungshof kann bei dem Empfänger die bestimmungsgemäße 

und wirtschaftliche Verwaltung und Verwendung der Mittel prüfen. 

(3) Das für Kommunales zuständige Ministerium erstellt für jedes Haushaltsjahr einen Wirt-

schaftsplan und eine Jahresrechnung für den Aufbaufonds. Die Vorschriften der Landeshaus-

haltsordnung Mecklenburg-Vorpommern gelten entsprechend. Das für Kommunales 

zuständige Ministerium wird ermächtigt, für den Aufbaufonds Kapitalmarktmittel aufzunehmen, 

soweit die nach Absatz 1 zugeführten Zuweisungen und die weiteren Verpflichtungen des Auf-

baufonds dies zulassen. Die Kreditaufnahme darf insgesamt die fünffache Höhe der nach § 14 

Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe e bereitgestellten Mittel nicht überschreiten. Das für Kommu-

nales zuständige Ministerium kann diese Befugnisse auf einen Dritten treuhänderisch übertra-

gen und selbstschuldnerische Bürgschaften in Höhe der von dem Dritten aufgenommenen 

Kapitalmarktmittel zuzüglich Zinsen in marktüblicher Höhe übernehmen. 

(4) Der Aufbaufonds dient der Unterstützung der kommunalen Körperschaften.  

(5) Zur Refinanzierung der vom Land vorfinanzierten Eigenanteile im Zusammenhang mit dem 

Breitbandausbau werden aus dem Aufbaufonds jährlich bis zu 20 000 000 Euro, längstens 

jedoch bis zum Jahr 2029, entnommen. 

(6) Zins- und Tilgungsleistungen für Darlehen fließen dem Aufbaufonds wieder zu. Wird der 

Aufbaufonds durch Gesetz aufgelöst, werden die verbleibenden Mittel dem Kommunalen Aus-

gleichsfonds Mecklenburg-Vorpommern zugeführt. 

(7) Der Beirat nach § 34 ist mindestens einmal jährlich über die Entwicklung des Fondsvermö-

gens zu unterrichten. 

Abschnitt 7 

Umlagen 

§ 29 

Finanzausgleichsumlage 

(1) Von den kreisangehörigen Gemeinden, deren Steuerkraftmesszahl (§ 16 Absatz 4) die Be-

darfsmesszahl (§ 16 Absatz 2) um mehr als 15 Prozent übersteigt, wird eine Finanzaus-

gleichsumlage erhoben. 

(2) Die Finanzausgleichsumlage beträgt 30 Prozent des Differenzbetrages nach Absatz 1. Aus 

ihrem Aufkommen fließt ein Teilbetrag in Höhe des gewogenen landesdurchschnittlichen 

Kreisumlagesatzes des Vorvorjahres dem Landkreis zu, in dem sich die finanzausgleichsum-

lagepflichtige Gemeinde befindet. Der verbleibende Betrag wird der Teilschlüsselmasse für 

Gemeindeaufgaben hinzugefügt. 



 
 

 

(3) Die Finanzausgleichsumlage ist zum 1. Oktober eines Jahres fällig. Für rückständige Be-

träge können Verzugszinsen in Höhe von 2 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 

nach § 247 des Bürgerlichen Gesetzbuches gefordert werden. 

§ 30 

Kreisumlage, Verordnungsermächtigung 

(1) Soweit die sonstigen Erträge und Einzahlungen eines Landkreises seinen Bedarf nicht de-

cken, erhebt er eine Umlage von den kreisangehörigen Gemeinden (Kreisumlage). 

(2) Die Kreisumlage wird für jedes Haushaltsjahr in einem Vomhundertsatz der Umlagegrund-

lagen (Umlagesatz) bemessen. Der Umlagesatz ist in der Haushaltssatzung festzusetzen. Die 

Umlagegrundlagen entsprechen der Finanzkraft nach § 16 Absatz 7 Satz 1. 

(3) Die Umlagegrundlagen werden wie folgt abgesenkt: 

1. im Jahr 2020 individuell 

a) im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte um 10,8145 Prozent, 

b) im Landkreis Rostock um 7,4665 Prozent, 

c) im Landkreis Vorpommern-Rügen um 10,8145 Prozent, 

d) im Landkreis Nordwestmecklenburg um 6,9661 Prozent, 

e) im Landkreis Vorpommern-Greifswald um 10,8145 Prozent, 

f) im Landkreis Ludwigslust-Parchim um 8,6592 Prozent, 

2. im Jahr 2021 einheitlich um 6,966 Prozent, 

3. im Jahr 2022 einheitlich um 3,483 Prozent. 

Ab dem Jahr 2023 findet keine Absenkung der Umlagegrundlagen mehr statt. Die Absenkung 

gilt nicht für Amtsumlagen gemäß § 147 der Kommunalverfassung. 

(4) Die Kreisumlage ist zwischen großen kreisangehörigen Städten und sonstigen kreisange-

hörigen Gemeinden zu differenzieren, wenn große kreisangehörige Städte in ihrem Gebiet 

Aufgaben anstelle des Landkreises wahrnehmen und anderweitig kein ausreichender finanzi-

eller Ausgleich stattfindet. Das für Kommunales zuständige Ministerium kann das Nähere 

hierzu durch Rechtsverordnung regeln. 

(5) Die Kreisumlage ist anteilig zu zahlen, wenn Teilbeträge der Schlüsselzuweisungen für 

Gemeindeaufgaben und der Gemeindeanteile an der Einkommensteuer und der Umsatz-

steuer den Gemeinden zufließen. Ergibt sich nach den Absätzen 2 und 3 eine negative Umla-

gegrundlage, hat die kreisangehörige Gemeinde gegenüber dem Landkreis einen 

Zahlungsanspruch. Der Landkreis kann für rückständige Beträge Verzugszinsen in Höhe von 

2 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz nach § 247 des Bürgerlichen Gesetzbu-

ches fordern. Das für Kommunales zuständige Ministerium kann das Nähere hierzu durch 

Rechtsverordnung regeln. 



 
 

 

Abschnitt 8 

Gemeinsame Vorschriften, Verfahren, Beirat 

§ 31 

Grundlagen der Verteilung 

(1) Soweit dieses Gesetz auf Einwohnerzahlen abstellt, gelten die vom Statistischen Amt 

Mecklenburg-Vorpommern zum 31. Dezember des jeweils vorvergangenen Jahres fortge-

schriebenen Einwohnerzahlen; Gleiches gilt für die Feststellung der Anzahl von Kindern. 

(2) Für die Gebietsfläche ist der Gebietsstand am 31. Dezember des jeweils vorvergangenen 

Jahres zu Grunde zu legen. Als Gebietsflächen gelten auch die Flächen der inneren Seege-

wässer. 

(3) Soweit dieses Gesetz die Aufkommen der Gemeinden aus Steuern zu Grunde legt, sind 

die im Kalenderjahr tatsächlich eingezahlten Beträge und festgesetzten Hebesätze zu berück-

sichtigen. Steuerrückzahlungen und die Gewerbesteuerumlage werden hiervon abgezogen. 

Die korrekte Erfassung und Übermittlung der Realsteueraufkommen (Grundsteuer A, Grund-

steuer B und Gewerbesteuer) und der Hebesätze ist durch die Rechnungs- und die Gemein-

deprüfungsämter nach Abschluss eines Kalenderjahres auf Anforderung des Statistischen 

Amtes Mecklenburg-Vorpommern zu prüfen und zu bestätigen. 

(4) Die Bedarfsansätze nach § 17 Absatz 1 und § 20 Absatz 1 werden auf die nächste Ganz-

zahl aufgerundet. 

(5) Für Zuweisungen nach diesem Gesetz ist der Gebietsstand am 1. Januar des Ausgleichs-

jahres maßgebend. 

(6) Zentrale Orte sind die im Landesraumentwicklungsprogramm Mecklenburg-Vorpommern 

und in den Regionalen Raumentwicklungsprogrammen festgelegten und als solche bezeich-

neten Gemeinden. Bei geteilten Zentren werden die Einwohner im gemeinsamen Verflech-

tungsbereich im Verhältnis der Einwohner der jeweiligen Gemeinden zueinander aufgeteilt. 

Handelt es sich dabei um Zentren unterschiedlicher Ordnung, werden der kleineren Gemeinde 

mindestens 15 Prozent der Einwohner des gemeinsamen Verflechtungsbereichs zugerechnet. 

(7) Das für Kommunales zuständige Ministerium stellt die weiteren Grundlagen der Verteilung 

nach diesem Gesetz jährlich fest. 

§ 32 

Festsetzung und Berichtigung der Zuweisungen und der  

Finanzausgleichsumlage 

(1) Die Zuweisungen aus der Finanzausgleichsmasse nach § 14 mit Ausnahme der Zuweisun-

gen nach § 14 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe d bis f, die Übergangszuweisungen an kreisan-

gehörige zentrale Orte nach § 24, die Finanzausgleisumlage nach § 29 sowie die Kreisumla-

gegrundlagen nach § 30 werden durch das Statistische Amt Mecklenburg-Vorpommern er-

rechnet und durch das für Kommunales zuständige Ministerium festgesetzt. Falls Leistungen 



 
 

 

nach diesem Gesetz nicht rechtzeitig vor Beginn des Haushaltsjahres festgesetzt werden kön-

nen, sind Abschlagszahlungen zu leisten. Ein Anspruch gegen das Land auf Zinsen für nach-

zuleistende Beträge besteht in diesem Fall nicht. Nach Vorlage der verbindlichen Daten erfolgt 

eine Verrechnung. 

(2) Stellen sich nach der Festsetzung der Zuweisungen nach Absatz 1 bedeutende Unrichtig-

keiten heraus, sind diese zu berichtigen. Bedeutende Unrichtigkeiten liegen insbesondere vor 

bei Systemfehlern, die sich auf die gesamte Berechnung auswirken, und auch dann vor, wenn 

sie im Einzelfall bei den Schlüsselzuweisungen für Gemeindeaufgaben das Zehnfache und 

bei den Schlüsselzuweisungen für Kreisaufgaben das Fünfundzwanzigfache des jeweiligen 

Grundbetrages (§ 16 Absatz 3 sowie § 19 Absatz 3) übersteigen. 

(3) Das für Kommunales zuständige Ministerium wird ermächtigt, die Festsetzungen nach Ab-

satz 1 auf der Internetseite des Statistischen Amtes Mecklenburg-Vorpommern öffentlich be-

kannt zu geben. Die Internetadresse mit den erforderlichen Zugangsdaten wird in dem 

jeweiligen Auszahlungserlass des für Kommunales zuständigen Ministeriums veröffentlicht. 

Das für Kommunales zuständige Ministerium wird ermächtigt, den Auszahlungserlass im 

Amtsblatt für Mecklenburg-Vorpommern zu veröffentlichen. Die Festsetzungen nach Absatz 1 

gelten zwei Wochen nach Veröffentlichung des Auszahlungserlasses im Amtsblatt für Meck-

lenburg-Vorpommern als bekannt gegeben. 

(4) Einwendungen gegen die Festsetzung nach Absatz 1 müssen innerhalb eines Monats nach 

Bekanntgabe gegenüber dem für Kommunales zuständigen Ministerium erhoben werden. 

(5) Der Mittelbedarf für Berichtigungen der Schlüsselzuweisungen ist in Einzelfällen aus den 

Mitteln für Sonderbedarfszuweisungen und Sonderzuweisungen (§ 14 Absatz 1 Nummer 1 

Buchstabe d) zu decken. 

§ 33 

Auszahlung der Zuweisungen 

(1) Schlüsselzuweisungen nach den §§ 16 und 19 sowie Zuweisungen nach den §§ 22 bis 24 

sind in monatlichen Teilbeträgen zur Mitte des Monats zu zahlen. 

(2) Die Zuweisungen an kreisangehörige Gemeinden werden dem Landkreis zugeleitet. Dieser 

ist verpflichtet, die Zuweisungen unverzüglich an die Gemeinden und Ämter weiterzuleiten. 

Der Landkreis darf die den einzelnen Gemeinden zustehenden Beträge gegen Zahlungsver-

pflichtungen der Gemeinden nur aufrechnen, wenn es sich um fällige Kreisumlagen gemäß 

§ 30, den Kreisanteil an der Finanzausgleichsumlage gemäß § 29 oder sonstige gesetzliche 

Verpflichtungen handelt. 

(3) Abweichend von Absatz 1 können die Auszahlungen der Teilbeträge durch das für Kom-

munales zuständige Ministerium im Einvernehmen mit dem für Finanzen zuständigen Ministe-

rium zu einem früheren Zeitpunkt erfolgen. 

(4) Das für Kommunales zuständige Ministerium ist berechtigt, fällige Forderungen zum Bei-

spiel aus Umlagen nach diesem Gesetz mit Zuweisungen nach diesem Gesetz zu verrechnen. 



 
 

 

§ 34 

Beirat 

(1) Beim für Kommunales zuständigen Ministerium wird ein Beirat für den kommunalen Fi-

nanzausgleich eingerichtet. Ihm gehören an: 

1. ein Vertreter des für Kommunales zuständigen Ministeriums als vorsitzendes Mitglied, 

2. ein Vertreter des für Finanzen zuständigen Ministeriums, 

3. ein Vertreter des Landkreistages Mecklenburg-Vorpommern, 

4. ein Vertreter des Städte- und Gemeindetages Mecklenburg-Vorpommern. 

(2) Der Beirat berät das für Kommunales und das für Finanzen zuständige Ministerium in Fra-

gen der Ausgestaltung und Weiterentwicklung des kommunalen Finanzausgleiches und nimmt 

die in diesem Gesetz geregelten Prüfungspflichten wahr. Der Beirat regelt Näheres in einer 

Geschäftsordnung. 

§ 35 

Übergangsregelungen 

(1) Der Anteil der Finanzausgleichsumlage des Jahres 2019 gemäß § 8 Absatz 2 Satz 3 des 

Finanzausgleichsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern vom 10. November 2009 (GVOBl. M-V 

S. 606), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 13. Dezember 2018 (GVOBl. M-V 

S. 408, 409) geändert worden ist, wird der Teilschlüsselmasse für Gemeindeaufgaben nach 

§ 15 Absatz 2 zugeführt. 

(2) Für das Verfahren und die Fälligkeit der Abrechnung des Finanzausgleichs für vor dem 

1. Januar 2020 liegende Ausgleichsjahre findet das Finanzausgleichsgesetz Mecklenburg-

Vorpommern in der Fassung vom 10. November 2009 (GVOBl. M-V S. 606) in der am 31. De-

zember des jeweiligen Ausgleichsjahres geltenden Fassung weiterhin Anwendung. 

(3) Fusionszuweisungen nach § 5 des Gemeinde-Leitbildgesetzes in Verbindung mit § 1 Ab-

satz 5 der Fusionsverordnung werden aus dem Kommunalen Aufbaufonds Mecklenburg-Vor-

pommern nach § 28 ausgezahlt. 

 


